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Institutionelle und individuelle Bedingungen 
präventiver Umweltpolitik

Hans-Joachim Fietkau

1. Begriffliche Festlegungen, Leitgesichtspunkte und Schwierigkeiten 
präventiver Umweltpolitik

Der Wunsch, durch (politische) Maßnahmen Umweltbelastungen vorbeugend zu 
begegnen, hat als Vorsöigeprinzip in den Leitlinien der Umweltschutzpolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland seinen Niederschlag gefunden. Gelährenvorbeugung 
ist Bestandteil unserer alltäglichen individuellen und politischen Lebensgestaltung: 
Der Schweißer, der eine Schutzbrille aufsetzt, die Mutter, die ihr Kind impfen läßt, 
der Technische Überwachungsverein, der die Verkehrssicherheit von Pkws unter­
sucht, der Konsument, der aus Gesundheitsvorsorge ökologisch angebaute Nah­
rungsmittel kauft -  sie alle handeln präventiv. Auch in der Umweltpolitik (TA Luft, 
Wasserabgabegesetz, Umweltchemikaliengesetz, Verkehrsberuhigung, Recycling 
von Haushaltsabfallen usf.) zielen Maßnahmen auf die Vermeidung von zukünftigen 
Schädigungen.

Der Versuch, duch politische Regulierungen künftige Schädigungen zu vermei­
den und günstigere Entwicklungen zu fordern, ist konstitutiver Bestandteil allen 
politischen Handelns. Dies gilt auch dann, wenn sich Maßnahmen im Nachhinein 
als wirkungslos öder wenig effizient erweisen bzw. wenn die negativen Nebenfolgen 
der politischen Steuerungseingriffe die intendierten positiven Effekte überwiegen. 
Der Eindruck, umweltbezogene politische Maßnahmen würden immer erst dann 
ergriffen, wenn (massive) Schädigungen eingetreten sind, führte zur Charakterisie­
rung einer solchen Umweltpolitik als »reaktiv«. Als Reaktion auf diese Politikbe­
wertung entstand wiederum die Forderung nach einer »präventiven Umweltpolitik«.

Jede individuelle Handlung und jede (umwelt)politische Maßnahme hat Aus­
löser, die der Handlung zeitlich vorgelagert sind, und hat Handlungsziele, die in der 
Zukunft liegen. Die Beurteilung, ob es sich bei einer bestimmten Politik um eine re­
aktive oder um eine präventive Politik handelt, ist demzufolge nicht aus Attributen 
der Politik selbst ableitbar, es handelt sich vielmehr um die Wahl einer Betrachtungs­
weise, um die Entscheidung für das kausal- bzw. fmalanalytische Bezugssystem des 
urteilenden Bürgers, Wissenschaftlers oder Politikers. Eine Unterscheidung zwi­
schen präventiver und reaktiver Umweltpolitik ist theoretisch nicht durchhaltbar,
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wohl aber eine Analyse umweltpolitischer Strategien auf einem Kontinuum kurz- 
bzw. langfristiger Zielperspektiven. Orthogonal dazu können umweltpolitische 
Maßnahmen nach der Art ihrer Auslöser unterschieden werden. Umweltpolitik 
kann einerseits auf eingetretene Schädigungen reagieren und versuchen, diese für 
die Zukunft zu vermeiden; sie kann andererseits auch in Antizipation von Schädi­
gungen konzipiert und realisiert werden.
Aus dieser zweifachen Unterscheidung ergeben sich vier (Ideal-)Typen umwelt­
politischen Handelns {Abbildung 1 ):

Abbildung 1: Vier Typen umweltpolitischen Handelns

Handlungsziel kurzfristig langfristig

Handlungsauslöser

Schadensfall eingetreten Typ 1 Typ 2

Schadensfell antizipiert Typ 3 Typ 4

Der Umweltpolitiktypus 4 kann als »Präventive Umweltpolitik« definiert werden; 
Mischformen dieser Politiktypen sind denkbar. Im Vergleich zu den drei anderen 
Politiktypen ist die »Präventive Umweltpolitik« am meisten durch Begründungspro­
bleme und Planungsschwierigkeiten belastet, weil sie sich auf Schädigungen rich­
tet, die noch nicht offensichtlich wurden, und weil sie zugleich auf einen längeren 
Zeithorizont gerichtet ist.

Der Versuch, durch politische Maßnahmen langfristig positive Umwelteffekte 
hervorzubringen, ist eng an die Fähigkeit zur Prognose geknüpft. Die Prognose 
von Umwelteffekten politischer Interventionen hängt ab vom Ausmaß der Kenntnis 
des Realitätsfeldes, in das eingegriffen wird, und vom Wissen um die Folgen und 
Nebenfolgen der Interventionen.

Eine solche Prognoseleistung wird um so schwieriger, je
-  komplexer das Realitätsfeld (z.B. das Ökosystem) wird, in das eingegriffen wird,
-  größer der Zeitraum wird, für den die Prognosen erstellt werden sollen,
-  eigendynamischer sich das Realitätsfeld, in das eingegriffen werden soll, ent­

wickelt und
-  mehr es anderen Außeneingriffen unterliegt.

Eingriffe in ökologische Strukturen stellen Eingriffe in sehr komplexe Wirkungs­
gefüge dar; diese unterliegen eigendynamischen Entwicklungen, sind abhängig 
von unterschiedlichen Lebensgewohnheiten, gesellschaftlichen Strukturen und tech­
nischen Entwicklungen. Diese Wirkungszusammenhänge sind im Umweltbereich
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oft schwer überschaubar und die (insb. langfristigen) Handlungsfolgen politischer 
Interventionen oft schlecht abzuschätzen (Swoboda 1979).

Auch die Wissenschaft vermag hier nur begrenzt Hilfestellung zu geben. Z.B. 
ist die Abschätzung der gesundheitlichen und ökologischen Folgen der Vielzahl 
chemischer Substanzen, die in unsere Umwelt eingebracht werden, insb. bei Be­
rücksichtigung ihrer kumulativen Effekte und Wechselwirkungen kaum möglich.

Das Waldsterben verdeutlicht solche Schwierigkeiten. Es ist wahrscheinlich die 
Folge eines allgemeinen »Chemisierungsprozesses«, dem das Ökosystem Wald aus­
gesetzt ist. Dieser Prozeß läuft so schnell ab, daß es diesem Ökosystem nicht ge­
lingt, sich ihm durch natürliche Evolutionsprozesse anzupassen. Es finden Verän­
derungen in den biochemischen Vorgängen der Humusschicht statt: Die zigtausend 
verschiedenen Arten von Mikroorganismen »funktionieren« nicht mehr in der »ge­
wohnten Weise«. Wahrscheinlich stirbt eine Vielzahl von ihnen -  von uns unbe­
merkt -  aus. Was uns auffällt, sind Erkrankungen und Sterben großer Pflanzen 
und Bäume.

Dieser beschränkten Problemwahrnehmung entspricht eine simplifizierende 
Problemanalyse (Analyse der Effekte einiger weniger Schadstoffe, z.B. Schwefel­
dioxid, Kohlenmonoxid, Stickoxide). Die Einengung in der Problemanalyse setzt 
sich dann in der Konzeption von Maßnahmen fort. Eine Zeitlang galt es als hilf­
reich, die komplizierten biochemischen Abläufe in der Humusschicht -  die in 
ihrem Zusammenwirken kaum bekannt sind -  durch die Zugabe von Kalk vor den 
Folgen der Chemisierung ihrer Umwelt zu bewahren, ohne die Folgen dieser Maß­
nahme ihrerseits letztlich abschätzen zu können. So hilfreich und notwendig die 
heute diskutierten Maßnahmen (Tempo 100, Einbau von Entstickungs- und Ent­
schwefelungsanlagen in Kraftwerke, gentechnische Eingriffe in Pflanzen) sein 
mögen, sind Zweifel angebracht, ob unsere Fähigkeiten, gestörte Ökosysteme durch 
solche Eingriffe »in Ordnung« zu bringen, ausreichend sind.

Eine Umweltpolitik, die sich auf langfristige Entwicklungen einrichtet und die 
Eingriffe in komplexe ökologische und gesellschaftliche Strukturen vomimmt, ist 
ein »Handeln unter Komplexität und Unsicherheit«. Auch wenn es vielleicht poli­
tisch opportun erscheinen mag, vor sich selbst oder vor anderen (z.B. dem Wähler) 
Sicherheit vorzugeben und Hilflosigkeit zu verdrängen, ist es sicher der Sache ange­
messener, diese in Rechnung zu stellen.'

Handeln unter Komplexität und Unsicherheit schließt die (vollständige) Über­
schaubarkeit der Handlungsfolgen aus. Handlungsfehler werden unvermeidlich. 
Ein Blick in die jüngere Geschichte umweltpolitischer Maßnahmen zeigt sehr deut­
lich, wie schnell sich die Problembeurteilungen und die Einschätzungen über die 
Zweckmäßigkeit von Maßnahmen verändern können: Die »städtebaulichen Sün­
den« der 50er und 60er Jahre, die euphorischen Erwartungen, die am Beginn der 
Entwicklung in die Kemkraft gesetzt wurden, die Bevorzugung des Individualver­
kehrs, die verfehlten Energieprognosen der 70er Jahre und die auf ihnen aufbauen­
den Planungen, die Hoffnungen in die Industrialisierung unter Vernachlässigung
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der Entsorgung der (toxischen) Industrieabfalle usw. sind wahrscheinlich weniger 
ein Beleg für eine Skrupellosigkeit gegenüber der Umwelt, als vielmehr Anzeichen 
der Schwierigkeit, ökologische Veränderungen und Beeinträchtigungen rechtzeitig 
zu erkennen und angemessen auf sie zu reagieren.

Es besteht wenig Anlaß zu der Annahme, daß wir heute sicherer mit ökologischen 
Problemen umgehen können und uns im Besitz eines verbindlicheren Wissens über 
unsere Handlungsfolgen befinden. Auch ist die Handlungsunsicherheit offensicht­
lich nicht auf den Umgang mit ökologischen Problemen begrenzt. Wilke (1983) 
diagnostiziert allgemein für moderne Industrienationen eine Diskrepanz zwischen 
Steuerungsbedarf und Steuerungskompetenz und einen Mangel an Selbstreflexion 
des gesellschaftlichen Systems: »Der Staat ist personell, temporal und funktional 
auf Handeln eingerichtet und nicht auf Reflexion. Dies war solange unschädlich, 
als der relativ geringe Komplexitätsgrad gesellschaftlicher Teilsysteme System­
steuerung durch Handeln zuließ. Hochkomplexe Systeme reagieren aber auf Han­
deln nicht, sondern nur auf adäquate reflexive Handlungssteuerung. Erforderlich 
wäre heute eine wissenschaftlich angeleitete reflexive Handlungssteuerung« (Wilke 
1983, S. 52).

Übernehmen wir diese Sichtweise für die Umweltpolitik, so folgt daraus: Im Um­
gang mit Ökosystemen ist es nicht ausreichend, viele Einzelmaßnahmen (z.B. Ge­
setzesinitiativen, technische Innovationen, Beeinflussung ökonomischer Rahmen­
bedingungen, Veränderungen von Lebensgewohnheiten etc.) zu ergreifen, ohne ihre 
Wechselwirkungen mit zu bedenken. Jeder einzelne aber und sicher auch die ein­
zelne gesellschaftliche Gruppe ist überfordert, einen solchen Überblick der Effekte 
zu leisten. Die Sicht hierfür wird jedoch durch die menschliche Neigung verstellt, 
die eigene Fähigkeit im Umgang mit komplexen Systemen zu überschätzen (Dörner 
et al. 1983).

Die Gefahr, daß den Industriegesellschaften ihre ökologischen Probleme über 
den Kopf wachsen, ist angesichts der dargestellten Problemlage nicht von der Hand 
zu weisen. Patentlösungen hat es bislang nicht gegeben und auf sie besteht auch 
zukünftig wenig Hoffnung. Die vorhandenen und die zukünftigen ökologischen 
Probleme aber geben Anlaß, über neue Formen der Gestaltung von Umweltpolitik 
nachzudenken.

Wenn Wilke mit seiner Analyse recht hat, bedarf es auch bezüglich umweltpoliti­
scher Strategien eines Reflexionsprozesses unter den verschiedenen gesellschaftli­
chen Akteuren. Der Dialog, der für Platon das Wesen der Wissenschaft ausmachte, 
kann auch zur Bedingung politischer Gestaltung werden.2

Diese Auffassung von der Perspektivengebundenheit unserer umweltbezogenen 
Problemanalysen und Problemlösungsansätze macht übergreifende Leitgesichts­
punkte erforderlich, die für Einzelmaßnahmen einen Orientierungsrahmen abgeben. 
Ein solcher Orientierungsrahmen ersetzt nicht die Analyse von Einzelphänomenen 
und gestattet nicht die Ableitung von Einzelmaßnahmen; er stellt eher einen philo­
sophischen Überbau dar, in den die (wissenschaftlich) disziplinären Perspektiven
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und (politisch) bürokratisch-administrativen Zuständigkeiten integriert werden. Es 
handelt sich hierbei um einen ganzheitlichen Ansatz.

»Das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile.« Dieser Satz Christian von 
Ehrenfels’, der für die Entwicklung der Psychologie und der Systemtheorien in den 
Naturwissenschaften prägend war, gilt auch hier: Die Prinzipien einer präventiven 
Umweltpolitik, die sich als Metapolitik verstehen, sind nicht additiv aus den Einzel­
maßnahmen herleitbar, sie sind ihnen systematisch und genetisch vorgeordnet.

Die Vorordnung des Ganzen vor seinen Teilen bedeutet aber auch, daß unser der­
zeitiger (politischer) Umgang mit der natürlichen Umwelt -  zumindest implizit -  
von solchen Leitprinzipien bestimmt ist. Dabei taucht die Frage auf, welche das 
sind und wohin sie führen. Carl Amery z.B. macht für den zerstörerischen Umgang 
mit der Natur unser anthropozentrisches Denken und die »Leitwissenschaft Politi­
sche Ökonomie« verantwortlich und fordert ein Denken in ökologischen Kreisläu­
fen und einen Verzicht auf die Annahme einer kosmologischen Sonderstellung des 
Menschen und die Orientierung an der »Leitwissenschaft Ökologie« (Amery 1978).

Sowohl die Gedanken von Carl Amety als auch die angesprochen Schwierigkei­
ten praktischer Umweltpolitik lassen für eine präventive Umweltpolitik folgende 
Leitgesichtspunkte sinnvoll erscheinen:
-  Sie akzeptiert die Begrenztheit menschlicher Kompetenz beim Eingreifen in öko­

logische Systeme;
-  sie fordert Kreativität durch gesellschaftliche Reflexions- und Kommunikations­

prozesse, und
-  sie fördert Lernfähigkeit im Umgang mit ökologischen Systemen.

Diese Leitgesichtpunkte sind maßnahmen- und bereichsunspezifisch. Aus ihnen 
sind Handlungsstrategien ableitbar, die sich auf eine unspezifische positive Beein­
flussung des Ökosystems richten, ähnlich wie gesunde Ernährung, Bewegung und 
Verzicht auf Drogen symptomunspezifische Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge 
darstellen. Die relativ problemunspezifische Förderung von Rahmenbedingungen 
im Umweltbereich kann als inhaltliche Konkretisierung dessen verstanden werden, 
was eingangs auf der Basis formaler Bestimmungsmerkmale als präventive Umwelt­
politik bezeichnet wurde. Sie erfordert geeignete gesellschaftliche Rahmenbedin­
gungen und individuelle Kompetenzen. 2

2. Lernorientierte Experimentiergesellschaft

Präventive Umweltpolitik erfordert also eine lernorientierte Gesellschaft, in der die 
Begrenztheit der Problemlösungsfähigkeit von Menschen und Institutionen von 
vornherein in Rechnung gestellt wird. Im Wissen um diese Begrenztheit gewinnt 
der Begriff des Experimentierens an positivem Wert. Die Entwicklungsbeschleu­
nigung in unserer Umwelt mit ihren ökologischen, sozialen, technischen und öko­
nomischen Aspekten erfordert eine hohe Anpassungsleistung von Menschen und

97



Institutionen. Auf diesen Überlegungen aufbauend lassen sich folgende Leitlinien 
einer lemorientierten Experimentieigesellschaft (Fietkau 1984) formulieren:
-  kleinräumige Erprobung neuer Technologien und politischer Konzepte,
-  Reversibilität technischer und politischer Innovationen und
-  individuelle und kollektive Lernfähigkeit durch schnelle Rückmeldung von Tech­

nik- und Politikfolgen (Evaluation).
Weil Politikfehler sich nicht grundsätzlich vermeiden lassen, muß versucht wer­

den, die Folgen möglicher Fehler zu minimieren. Gerade deshalb ist ein wesent­
liches Merkmal der auf präventive Umweltpolitik ausgerichteten Lerngesellschaft 
das Experimentieren. Eine präventive Umweltpolitik, die ihre eigenen Fehlermög­
lichkeiten in Rechnung stellt, erfordert vorsichtig erprobende Implementationen 
zur Minimierung negativer Folgen. Ihre sachimmanenten Unsicherheiten lassen 
sich nicht über große und abschließende wissenschaftliche oder politische Anstren­
gungen beseitigen; sie gestaltet sich vielmehr als wissenschaftlich angeleiteter und 
ständig zu evaluierender Prozeß.

Dabei sind rechtzeitig Einschränkungen/Behinderungen zu bedenken: Die Reich­
weite technischer Entscheidungen in modernen Industriestaaten läßt die Gefahr 
größer werden, daß ökologische und soziale Auswirkungen technisch-politischer 
Weichenstellungen nur schwer begrenzt werden können. Bestimmte Technologien 
erfordern aber eine bestimmte Mindestgrößenordnung. Dies behindert die Reversi­
bilität der Implementationsentscheidungen.

Darüber hinaus wird die für eine Lemgesellschaft erforderliche Reversibilität 
durch die derzeit dominierende Grundhaltung behindert, daß es politisch nicht op­
portun sei, Planungsfehler nach außen dringen zu lassen (Keck 1984). Wenn wir 
dies überwinden wollen, wird ein Politikverständnis erforderlich, in dem nicht der 
Irrtum diskreditiert ist, sondern das Festhalten an ihm. Politikfehler dürfen nicht 
ohne weiteres als Versagen interpretiert werden. Umweltpolitische Modellversuche 
dürfen nicht unter Erfolgszwang -  bzw. dem Zwang, Erfolg vorzutäuschen -  stehen.

Eine lernorientierte Experimentiergesellschaft läßt sich nicht »von oben« verord­
nen, und ihre Strukturen lassen sich nicht abschließend planen. Ihr Hauptmerkmal 
ist ihre Fähigkeit, sich selbst ständig weiterzuentwickeln. Sie ist eine dynamische 
oder -  wie es Popper ausdrückte -  offene Gesellschaft. Damit aber ist sie nicht in 
Begriffen beschreibbar, die einen abgeschlossenen Zielzustand charakterisieren.

Diese entwicklungsorientierte Betrachtung der Gesellschaft hat Parallelen in den 
Naturwissenschaften. Das klassische mechanistische Weltbild geht von der Vorstel­
lung aus, daß jedem Ereignis eine eindeutige Ursache zugeschrieben werden kann 
und jeder Eingriff in ein geschlossenes System eine eindeutig bestimmbare Folge 
hat. Mit der Formulierung der Unschärferelation durch Heisenberg in der Quanten­
physik hat in den Wissenschaften ein Umdenken begonnen (vgl. für die philosophi­
schen Bezüge z.B. Heisenberg 1971). Wir sehen uns nicht mehr in der Lage, alles 
zu wissen, und wir sind damit auch nicht in der Lage, alles zu machen. Darüber 
hinaus gewinnen auch Zweifel mehr Raum, ob das Machbare identisch mit dem
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Wünschbaren sei. Die Begrenzungen unserer Erkenntnis- und Handlungsfähigkeit 
sind nicht Ausdruck eines unzulänglichen Forschungsstandes, den wir eines Thges 
überwinden können -  es handelt sich vielmehr um grundsätzliche Grenzen der 
Erkenntnisfähigkeit und Manipulierbarkeit.

Diese Sichtweise zwingt zum Akzeptieren einer gewissen »Autonomie der Reali­
tät« (zumindest aus der Perspektive des erkenntnissuchenden Subjekts) und damit 
zu Relativierungen im mechanistischen Weltbild (Newton), d.h. der Interpretation 
der Welt als große Maschine (Laplace).

Die Sozialwissenschaften sind heute -  wenigstens in ihrem »mainstream« -  
einem mechanistischen Denken verhaftet, das seine Wurzeln nicht verleugnen kann: 
Der französische Philosoph Auguste Comte (1798-1875), der wesentlich dazu bei­
trug, die Soziologie als eigenständige Wissenschaftsdisziplin außerhalb der Philo­
sophie zu etablieren, verstand die Aufgabe der Soziologie darin, gesellschaftliche 
Entwicklungen vorherzuberechnen. In der Psychologie wollte der Behaviorismus 
(Watson) Mitte dieses Jahrhunderts durch lerntheoretische Konzepte menschliches 
Verhalten im Detail verstehen und durch gezielte Lernprogramme Verhaltensmodi­
fikationen herbeiführen;

Dagegen gewinnt in den Naturwissenschaften eine Interpretation der Natur als 
sich selbst regulierendes dynamisches System inzwischen (vgl. den Ansatz der 
Synergetik in der Physik -  Haken 1981) an Bedeutung. Dieses Umdenken, das in der 
Physik begonnen hat, nimmt auch in der Chemie (Prigogine & Stengers 1981) und 
der Biologie (Bertalanffy, 1968) seit einigen Jahren Gestalt an.

Als Analogie zu diesem skizzierten Paradigmenwandel lassen sich für die Sozial­
wissenschaften z.B. Anregungen der humanistischen Psychologie begreifen. So 
wird hier als wesentliches Grundstreben des Menschen eine Aktualisierungsten­
denz (Maslow 1954, Rogers 1961) angenommen. Unter der Aktualisierungstendenz 
wird die Fähigkeit von Organismen verstanden, sich ohne gezielt lenkende Außen­
eingriffe konstruktiv weiterzuentwickeln und auftretende Entwicklungsschwierig­
keiten zu überwinden.

Es gilt, diese Betrachtungsweise auch für die Entwicklung einer präventiven Um­
weltpolitik zu nutzen. Wenn Spontaneität und Eigendynamik sowohl als Eigen­
schaften der Akteure als auch des zu beeinflussenden Systems aufgefaßt werden, 
kann die Frage gestellt werden, wie durch Eingriffe in gesellschaftliche Systeme 
langfristig positive ökologische Konsequenzen erreicht werden können. Es wäre 
sicher lohnend, auf soziologischer Ebene darüber zu reflektieren. Auf der Ebene 
von Individuen kann an theoretisch elaborierte und praktisch erprobte Modelle 
angeknüpft werden.

99



3. Personenorientierte Politikberatung

In der Psychologie -  insb. in ihrer praktischen Umsetzung -  gewannen in den letzten 
Jahrzehnten die Konzepte der humanistischen Psychologie an Bedeutung, die dem 
Individuum Fähigkeiten zur Entwicklung von Kreativität und Selbstverwirklichung 
(Aktualisierung) zusprechen und nicht vom Bild eines außenbestimmten Menschen 
ausgehen. Es galt Verfahren zu entwickeln, die diese Potentiale des Menschen 
fördern.3

Auf Basis dieser Ansätze wurden Verfahren (z.B. Gruppendynamik, Themenzen­
trierte Interaktion, Cross Cultural Workshops, Third Party Mediation, Planungs­
zelle) für einzelne Menschen und Gruppen entwickelt, die der Förderung der Ent­
wicklungspotentiale von Menschen und Gruppen dienlich sein sollten. Diese 
werden zunehmend im sozialen Bereich und in der Industrie praktiziert. Analoge 
Ansätze für die Politik werden bislang kaum entwickelt und erprobt.

Vom Umweltschutz wissen wir, daß er in den Umfragen der letzten Jahre von 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen immer als vordringliche Aufgabe be­
zeichnet wurde. Diese Einhelligkeit der Einschätzung aber findet da ihre Grenze, 
wo nach erfolgversprechenden Lösungen gefragt wird. Hier werden Urteile abge­
geben, die auf grundsätzliche Auffassungsunterschiede schließen lassen. Diese 
-  vom sozialen Standort des Urteilenden abhängenden -  Sichtweisen und Wertun­
gen lassen es als erforderlich erscheinen, praktische Ansätze zur Gestaltung von 
Reflexions-, Kommunikations- und Interaktionsprozessen, wie sie sich in gruppen­
dynamischen Veranstaltungen für andere Bereiche bewährt haben, auf umweltpoli­
tische Fragen zu übertragen und zu erproben.
Die Durchführung von Zukunftswerkstätten, Planungszellen oder Bürger- und Ex­
pertenforen (z.B. Dienel & Grabe 1985, Fietkau et al. 1986) im Umweltbereich 
weisen in diese Richtung. Sie stellen den Versuch dar, sich den o.g. Zielen (die auf 
der Makroebene als Prinzipien der Experimentiergesellschaft formuliert wurden) 
im persönlichen Interaktionsprozeß zwischen Individuen zu nähern. Durch die 
Reflexion von Denkstilen, Vorurteilen und Handlungsstrategien gesellschaftlich 
relevanter Akteure im Umweltschutzbereich können Handlungsdeterminanten be­
wußt gemacht werden, die sich nicht aus den Sacherfordemissen der Problemlage, 
sondern aus den psychischen und sozialen Determinanten der Handelnden selbst er­
geben. Diese lassen sich in offenen und der Situation der Beteiligten angepaßt gestal­
teten Interaktionsprozessen bewußt machen. Das Bewußtmachen solcher Einflüsse 
ist eine notwendige -  wenn auch sicher nicht hinreichende -  Voraussetzung für ein 
kontrolliertes Umgehen mit ihnen. Es stellt eine Konkretisierung der von Wälke 
(1983) geforderten reflexiven Handlungssteuerung komplexer sozialer Systeme dar.

Kommunikations- und kreativitätsfördernde Workshops im Politikbereich stellen 
eine eigenständige Form der Politikberatung dar, die sich sehr deutlich von den 
bisherigen Formen unterscheidet. Vergröbernd lassen sich bislang zwei Typen der 
Politikberatung voneinander abgrenzen:
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a) Die »inhaltsorientierte Politikberatung« hat das Ziel der Bereitstellung von 
Wissen über unterschiedliche Realitätsfelder, auf die sich Politik richtet, z.B. die 
Bereitstellung von Informationen über gesundheitliche Folgen von Schadstoffemis­
sionen.

b) Die »verfahrensorientierte Politikberatung« hat das Ziel der Entwicklung von 
Organisationsformen des politisch administrativen Systems, z.B. die Gestaltung 
von Verwaltungsreformen.

c) In Abgrenzung zu diesen wird hier unter Berücksichtigung der diskutierten
Erkenntnisunterschiede und -begrenztheiten eine »personenorientierte Politikbera- 
tung« vorgeschlagen. Sie hat folgende Aufgaben und Ziele: .
-  Die personalen Voraussetzungen (umwelt)politischen Handelns werden analy­

siert und gefördert.
-  Die Einseitigkeiten in der Wahrnehmung werden relativiert und Vorurteile ab­

gebaut.
-  Ein angstfreier Umgang mit anderen Problemsichtweisen wird ermöglicht. Kri­

tikfähigkeit gegenüber den eigenen Denkgewohnheiten gefördert, Kreativitäts­
potentiale freigesetzt und Mut gemacht zur Erprobung neuer Verhaltensweisen.

-  Die Interaktionsfähigkeit zwischen Vertretern unterschiedlicher gesellschaft­
licher Gruppen wird entwickelt.
Anders als in der »inhaltsorientierten Politikberatung« und abgeschwächt im Ver­

hältnis zur »verfahrensorientierten Politikberatung« geht es in der »personenorien­
tierten Politikberatung« nur begrenzt um die Vermittlung von Faktenwissen seitens 
der Veranstalter. Die Berater müssen lediglich über soviel Sachwissen verfügen, 
daß sie relativ gleichberechtigte Diskussionspartner sein können. Ihre eigentliche 
Aufgabe besteht in der Organisation der Kommunikationsstrukturen; ihr Wissen ist 
ein Wissen um die Dynamik von Gruppenprozessen und die Fähigkeit, auf die Teil­
nehmer so eingehen zu können, daß konstruktive Entwicklungen in der Gruppe 
möglich werden (Spangenberg 1969).

Damit kann die »personenorientierte Politikberatung« als ein angemessenes In­
strument zur Begleitung einer präventiven Umweltpolitik bezeichnet werden. In 
ihren theoretischen Annahmen unterstellt sie nicht die Notwendigkeit des großen 
ökologisch-sozialen Entwürfe. Sie geht vielmehr von einem iterativen Lernprozeß 
der beteiligten Akteure aus und versucht, diesen auf der personalen Ebene zu för­
dern. In iterativen Lernprozessen ist eine vollständige Kenntnis der Zusammenhän­
ge in ökologischen Systemen ebensowenig erforderlich wie eine sichere -  aus einem 
mechanistischen Denken hergeleitete -  Abschätzung von Handlungsfolgen in kom­
plexen Systemen. Sie betont die Notwendigkeit von Korrekturen in aktuellen Er­
kenntnissen und legt mehr Wert auf den Prozeß als auf das Ergebnis der Erkenntnis­
gewinnung.

Die »personenorientierte Politikberatung« unterstellt die Möglichkeit, daß durch 
ein Bewußtwerden psychischer Wahrnehmungsbarrieren und Handlungsstereo­
typen adäquatere Problemlösungen möglich werden. Diese Chancen psychischer
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Entwicklungen können als Voraussetzungen oder als begleitende Hilfen auf dem 
Weg zu einer lernorientierten Experimentiergesellschaft verstanden werden, die ih­
rerseits wahrscheinlich eine Bedingung für einen präventiven Umgang mit unserer 
Umwelt darstellt.

Anmerkungen

1 Peter Glotz zitiert in seinem politischen Tagebuch unter dem Datum vom 13.1.1976 sinn­
gemäß Helmut Schmidt: »Oft zweifelt man daran, ob eine Maßnahme richtig ist oder nicht. 
Man darf aber nicht öffentlich zweifeln; wenn man den Leuten erst zeigt, daß man seiner 
Sache nicht sicher ist, ist das der Anfang vom Ende.« Glotz gibt Schmidt für den Stand der 
politischen Aufklärung recht und fragt »Wie kann man erreichen, daß er nicht auf Dauer 
recht behält?« (Glotz 1979, S. 17).

2 Diese Einschätzung unterstreicht eine Bemerkung von Volker Hauff: »Die Fähigkeit zum 
wirklichen Dialog über umstrittene und komplizierte Fragen ist längst zur Voraussetzung 
für das Überleben unserer Demokratie geworden. Deswegen ist es notwendig, daß die 
Politik ihre Sprache wiederfindet und nicht länger sprachlos bleibt, daß sie vermittelbar, 
zugleich aber auch hör- und lembereit wird. In der Vergangenheit war unser, mein Fehler, 
daß wir öffentlich fast immer nur über die Ergebnisse unseres Nachdenkens berichten, 
nicht über den Weg zum Ergebnis: nicht über die eigenen Zweifel, auch über die eigene Un­
sicherheit.« (Hauff 1979, S. 15, 16).

3 Hierbei konnte an sozialpsychologische Traditionen der Lewin-Schule angeknüpft (Lewin 
1948) werden; Konzepte und Erfahrungen der Politischen Psychologie lassen sich einbezie­
hen (Bamer-Barry & Rosenwein 1985).
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